
„Wir zahlen nicht für eure Kriege!“  
100 Milliarden für eine demokratische, zivile und soziale Zeitenwende 
statt für Aufrüstung: 

Redebeitrag von Joachim Guilliard auf der Kundgebung in Heidelberg zur Unterstützung 
der bundesweiten Demonstration in Berlin am 2.7.2022 

Wir haben mehrfach gegen den russischen Einmarsch in der Ukraine protestiert, dabei gleichzeitig 

aber auch darauf hingewiesen, dass die maßgebliche Verantwortung für die Konfrontation, die zu 

diesem neuen Krieg führt, bei der NATO liegt. Dies wird sehr gut dargestellt und belegt im Positi-

onspapier des Bundesausschuss Friedensratschlag, das auf dem Büchertisch ausliegt (Hintergründe 

und Lösungsperspektiven des Ukraine-Krieges).  

Heute konzentriert sich unser Protest auf die irrwitzige Politik, die die deutsche Regierung und ihre 

NATO-Verbündeten nach Kriegsbeginn einleiteten.  

Dies ist zum einen die massive Aufrüstungsorgie, die die Bundesregierung in die Wege leitete zum 

anderen die westl. Reaktionen auf den Krieg. Wie wir leider feststellen mussten, hat der Westen 

keinerlei Anstrengungen unternommen diesen möglichst rasch wieder beenden, sondern – obwohl 

man natürlich in der EU und in Nordamerika die Kriegsgründe sehr gut kennt – sofort auf frontale 

Konfrontation gegen Russland geschaltet, und ihn durch Waffenlieferungen und Wirtschaftskrieg 

weiter eskaliert. 

Wir wollen mit der Kundgebung hier zunächst die bundesweite Demonstration unterstützen, die 

heute in Berlin stattfindet und uns hinter deren Anliegen stellen. Diese Demonstration, zu der über 

100 Organisationen und namhafte Einzelpersonen aufrufen, steht unter dem Motto „Wir zahlen 

nicht für eure Kriege!“ 100 Milliarden für eine demokratische, zivile und soziale Zeitenwende statt 

für Aufrüstung“.  

Sie ist eine erste zentrale Reaktion der Friedensbewegung auf die beispiellose Militarisierung die 

von der Regierungskoalition aus SPD, FDP und Grünen in die Wege geleitete wurde. Die jährlichen 

Militärausgaben sollen laut Bundeskanzler in Zukunft auf 80 Mrd. und noch mehr nahezu verdop-

pelt werden. Ein „Sondervermögen“ genanntes Schuldenpaket von 100 Mrd Euro soll dabei zur An-

schubfinanzierung dienen. Sie sind somit das moderne Pendant von Kriegskrediten, wie sie vor dem 

ersten Weltkrieg aufgelegt wurde. Die Ankündigung durch Kanzler Scholz nur 3 Tage nach dem 

russischen Einmarsch wurde von einer ganz großen Kriegskoalition im Bundestag mit Standing 

Ovation gefeiert ‒ es war gruselig. Um die Schuldenbremse nicht anzutasten, wurde der 100-

Milliarden-Kriegskredit sogar im Grundgesetz verankert, Hochrüstung genießt nun somit in 

Deutschland Verfassungsrang.  

Wie schon die Geschwindigkeit zeigt, mit der sie beschlossen wurde, sind die gigantischen Rüs-

tungsvorhaben keine Reaktion auf den russischen Angriff. Mit den 100 Milliarden und mehr für das 

Militär, lässt sich, wie es im Aufruf für Berlin zurecht heißt, der Krieg in der Ukraine „weder stop-

pen noch verkürzen“. Offensichtlich lagen die Pläne schon lange in der Schublade und ist die Em-

pörung über Russlands Krieg die Gelegenheit sie nun ohne größeren Widerstand umzusetzen, mit 

denen Deutschlands Großmachtrolle weiter ausgebaut werden soll. Olaf Scholz prahlt Deutschland 

werde „in Europa bald über die größte konventionelle Armee im Rahmen der Nato verfügen und 

SPD-Chef Klingbeil betont, dass nach knapp 80 Jahren Zurückhaltung, Deutschland eine neue Rolle 

im internationalen Koordinatensystem einnehmen und „Führungsmacht“ werden müsse.  Folgerich-

tig soll in erster Linie in aggressives, weltweit einsatzbares Angriffskriegsgerät investiert werden, 

wie F35-Tarnkappenbomber, mit denen auch die atomare Teilhabe der Bundesrepublik noch lange 

fortgeführt werden kann  und Luftkampfverbände aus Hightech-Jets und Drohnenschwärmen. 

Diese Hochrüstung zur militärischen Großmacht muss gestoppt werden. Wir brauchen keine militä-

rische Zeitenwende sondern wollen, dass die Riesensummen „für eine demokratische zivile und so-

ziale Zeitenwende“ eingesetzt werden. 

Würden von den für die Rüstung vorgesehenen Milliarden  je 20 in den Ausbau des Gesundheits-
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wesens, in die soziale Sicherungen, in Klima- und Umweltschutzmaßnahmen, in öffentliche Ver-

kehrsmittel und in die Bildung gesteckt, dann wären wir auf einem guten Weg die vordringlichsten 

Probleme zu lösen. 

Milliarden in die Rüstung nicht nur Verschwendung sondern auch gefährlich. Die Aufrüstungspro-

gramme der NATO heizen das globale Wettrüsten und die Konfrontation zwischen der NATO und 

ihren Konkurrenten an. Vor allem die Frontstellung gegen Russland und China wurde auf den bei-

den Gipfeln der letzten Tage, dem der Wirtschafts-NATO, „G7“, und der militärischen in Madrid 

weiter massiv verschärft.  

Die NATO will nun die Zahl ihrer Truppen, die im Rahmen ihrer sogenannten „schnellen Eingreif-

truppe“ in Bereitschaft sind, von 40.000 auf 300.000 SoldatInnen erhöhen. Um diese kurzfristig an 

ihrer Ostgrenze einsatzfähig zu machen, sollen auch noch weit größere Mengen an Kriegsgerät ge-

lagert werden, sowie auch noch wesentlich mehr Truppen in den osteneuropäischen Mitgliedstaaten 

stationieren. Bereits die bisherigen NATO-Truppen und -Waffen verstoßen gegen die NATO-

Russland-Grundakte, in der das westliche Kriegsbündnis zugesichert hat, keine größerer Truppen-

verbände dauerhaft auf dem Gebiet des früheren Warschauer Pakts zu stationieren.  

Das Ende dieser Stationierung an den russischen Grenzen war stets einer der russischen Hauptfor-

derungen, nochmal vorgebracht in den Vertragsentwürfen vom Dezember, mit denen Moskau einen 

letzten Versuch unternommen hatte, die Bedohungslage aus russischer Sicht zu entschärfen. Putin 

sprach in diesem Zusammenhang, und vor allem noch in Verbindung mit der geplanten Stationie-

rung von US-amerikanischen Mittelstreckenraketen, vom „Messer am Hals“. Die brüske Ablehnung 

war einer der Gründe für den Einmarsch in die Ukraine, neben der drohenden NATO-

Mitgliedschaft, die die Bedrohung nochmal massiv verschärfen würde.  

300.000 Soldaten in Europa in Bereitschaft zu halten, dass sie in kurzer Frist im Osten gegen Russ-

land in Marsch gesetzt werden können, werden faktisch auf einen latenten Kriegszustand hinauslau-

fen, mit erheblichen NATO-Truppen-Kontingenten ständig an der Grenze zu Russland zum Angriff 

bereit. Sicherheitspolitisch ein Wahnsinn, der noch dadurch gesteigert wird, dass die Kriegsallianz 

gemäß ihrem neuen strategischen Konzept verstärkt auf nukleare Abschreckung setzen will und 

damit ihren Gegner „inakzeptable Kosten“ im Falle Kriegsfalle androht.  

Und diese brandgefährliche Vorhaben werden auf den Weg gebracht, während in der Ukraine der 

Krieg noch tobt, ein Krieg in den die NATO-Staaten längst mit eingestiegen sind. Durch ihre Waf-

fenlieferungen und andere militärische Unterstützung sind sie faktisch Kriegspartei und mit ihren 

den beispiellosen Wirtschafts- und Finanzblockaden führen sie einen eigenen Wirtschaftskrieg ge-

gen Russland. 

Nun wird allgemein argumentiert, eine solche Unterstützung, mit Waffen und „Sanktionen“ wie die 

eigenmächtigen, durch keine dafür autorisierte Instanz legitimierten Maßnahmen hierzulande ge-

nannt werden, sei doch angesichts des russischen Angriffs auf die Ukraine alternativlos, die man 

könne doch gar nicht anders handeln. 

Tatsächlich geschah so etwas bisher äußerst selten. Weder dem weit verheerenderen US-geführten 

Überfall auf den Irak folgten Boykottmaßnahmen, noch den Angriffen gegen Jugoslawien, Afgha-

nistan oder Libyen und niemand kam auf die Idee, den Angegriffen auf andere Weise zu Hilfe zu 

eilen oder gar Waffen zur Verteidigung zu liefern. Und es sollte eigentlich auch jedem klar sein, 

dass die aktuelle Konfrontation die reale Gefahr birgt, sich zu einem großen Krieg auszuweiten, ei-

nen Krieg bei dem sich Atommächte gegenüberstehen. 

Auch Deutschland ist längst Kriegspartei, spätestens mit der Lieferung schwerer Waffen. Nachdem 

diese in der Ukraine ankamen, feuern nun ‒ 77 Jahre nach Ende des fürchterlichen Krieges von Na-

zi-Deutschland gegen die Sowjetunion ‒ wieder deutsche Panzer auf russische Truppen und ‒ da die 

Fronten in der Ukraine liegen‒  unweigerlich auch auf ukrainische Dörfer und Städte. 



Wir wenden uns entschieden dagegen, den Krieg in der Ukraine durch Waffenlieferungen zu ver-

längern. Echte Solidarität mit der ukrainischen Bevölkerung kann nur darin bestehen sich für ein 

rasches Ende der Kampfhandlungen einzusetzen, für effektive Verhandlungen, für eine politische 

Lösung und auf keinen Fall, im Bemühen, Russland niederzuringen und dafür die Ukrainerinnen 

und Ukrainer bluten zu lassen. 

Der Stellvertreterkrieg zwischen NATO und Russland, zu dem sich der Krieg entwickelt hat. wird 

nicht nur auf dem Rücken der UkrainerInnen ausgetragen, sondern auf dem der ganzen Welt. Er 

führt weltweit zu Lieferengpässen und Preiserhöhungen, die besonders hart die armen Länder und 

Bevölkerungsgruppen treffen. In Afrika droht bereits eine Hungerkatastrophe, die Millionen von 

Menschenleben kosten kann. UN-Generalsekretär António Guterres warnte vor kurzen, dass der 

Krieg in der Ukraine zusammen mit den Wirtschaftsblockaden eine noch nie dagewesene Welle von 

Hunger und Elend auszulösen drohe. 

Auch hierzulande sind gravierende Auswirkungen zu erwarten. Nicht umsonst hat die Bundesregie-

rung bereits die Alarmstufe im Notfallplan Gas aktiviert und uns auf eine lange entbehrungsreiche 

Phase einstimmt. Der sich abzeichnende Energiemangel kann laut Finanzminister Lindner bis zu 

fünf Jahre andauern.  

Dieser Notstand wurde mutwillig herbeigeführt. Trotz der massiven Abhängigkeit Deutschlands von 

russischem Öl und Gas hat die Regierung völlig verantwortungslos dessen Import drastisch reduziert, 

ohne eine halbwegs zuverlässige und bezahlbare Ersatzlösung in Sicht zu haben. Warnungen von Un-

ternehmern, wie BASF-Chef Brudermüller vor der „Zerstörung der gesamten Volkswirtschaft“ oder 

anderer Experten vor einem „ökonomischen Selbstmord“, werden einfach ignoriert. 

Dabei wurde noch nie ein Krieg durch Wirtschaftsblockaden beendet. Tatsächlich geht es darum 

auch gar nicht, sondern, wie es Außenministerin Baerbock ausdrückte darum, Russland „zu ruinie-

ren“. Doch dies läuft offensichtlich ins Leere.  

Der größte Teil der Welt denkt überhaupt nicht daran, sich zu beteiligen. Von Mexiko, über Argen-

tinien, Südafrika bis Indien und Indonesien prangern die Regierungen die westliche Doppelmoral 

bzgl. des russischen Krieges an und fordern die Einstellung der Wirtschaftsblockaden, ihre Länder 

ungefragt in Mitleidenschaft ziehen. Sie sind sich der Kriegsursachen bewusst und fordern von den 

US und der EU daher auch, endlich Anstrengen für eine politische Lösung zu ergreifen. Nicht Russ-

land ist daher zunehmend isoliert sondern der politische Westen. 

Dadurch konnte Russland die Folgen des Wirtschaftskrieges bisher in engen Grenzen handeln. Die 

Exportmengen an fossilen Energieträger sind zwar gesunken, dafür nimmt das Land aber, aufgrund 

der durch die Verknappung gestiegenen Preise, wesentlich mehr dafür ein. Berlin und Brüssel dach-

ten, sie würden mit ihren Boykottmaßnahmen Sturmgeschütze gegen Moskau abfeuern, stattdessen 

waren es Bumerange. Drastischer ausgedrückt erweisen sie sich als Schuss ins eigene Knie, jede 

Maßnahme ein neuer. 

Wir rufen alle Seite auf, endlich zu Deeskalieren und verlangen das sofortige Ende von mit Waffen-

lieferungen und Wirtschaftskrieg  

Statt immer mehr Waffen und Boykotte, müssen endliche Anstrengungen zu ernsthaften Verhand-

lungen her. Die italienische Regierung hat recht vernünftige Vorschläge gemacht, die Bündnis-

partner in EU und NATO haben auch sie einfach ignoriert. Die Stimmen in den westlichen Medien 

mehren sich aber, die sich für einen Kurswechsel einsetzen, sogar in den USA. Der Druck muss 

aber noch viel stärker werden, noch hat die Kriegshetzte Oberwasser. 

Und statt immer mehr Konfrontation fordern wir von Berlin und Brüssel, ernsthafte Bemühungen 

um Wiederaufnahme von umfassenden Rüstungskontrollverhandlungen und um eine Friedenspoli-

tik, die auf globale Partnerschaft und Kooperation gerichtet ist, statt auf die Aufrechterhaltung west-

licher Dominanz. 

Auch das gehört für uns zu einer vernünftigen Zeitenwende, wie wir sie anstreben. 


